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D
ie Voraussetzungen für ei-
ne gültige Befristung von
Mietverträgen wurden in

den vergangenen Jahren zwar
vereinfacht, man kann sich in
der Dichte der Gesetzes- und Ver-
tragsbestimmungen aber immer
noch leicht verheddern. Grund-

sätzlich gibt es eine Mindest-,
aber keine Höchstbefristung bei
Mietverträgen, wie die Juristin
Heidi Lallitsch, Partnerin in der
Saxinger Rechtsanwalts GmbH,
erklärt. 

Dort, wo das Mietrechtsgesetz
(MRG) teilweise oder vollständig

anwendbar ist, müssen für die
wirksame Vereinbarung einer
Befristung mindestens drei Jah-
re vereinbart werden. „Andern-
falls gelten derartige Mietverträ-
ge als unbefristet und können
von Vermieterseite nur bei Vor-
liegen eines wichtigen Kündi-

gungsgrundes nach Paragraf 30
MRG gerichtlich gekündigt wer-
den“, sagt die Anwältin. Diese Re-
gelung betrifft Haupt- und Un-
termietverträge im Wohnungs-
bereich. Auf Geschäftsräume und
Mietverhältnisse außerhalb des
Anwendungsbereiches des MRG

Wenn die Miete ein
Ablaufdatum hat 

Worauf es bei befristeten Mietverträgen ankommt. Von
Mindestzeiten über Kettenverträge bis zur Verlängerung.
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W
elche Wartezeit auf
eine Untersuchung

muss ich mir als Patient
gefallen lassen? 
ANTWORT: Das hatte der Obers-
te Gerichtshof (OGH) vor Kur-
zem zu entscheiden. Eine bei
der Österreichischen Gesund-
heitskasse (ÖGK) versicherte
Patientin wurde von ihrem
Arzt für eine MR-Untersuchung
an ein radiologisches Institut
in Linz überwiesen. Die Über-
weisung enthielt keinen Dring-
lichkeitsvermerk. Die Patientin
rief bei drei Kasseninstituten
an und schilderte ihre Dring-
lichkeit. Keines der drei In-
stitute konnte ihr innerhalb
der nächsten zwei bis zwei-
einhalb Monate einen Termin
anbieten. Deshalb suchte die
Patientin bereits zwei Tage
nach der Überweisung einen
Wahlarzt für Radiologie auf. Sie
verlangte die Kosten von der

ÖGK zurück.
Der OGH (10 ObS 101/24m) be-
stätigte nun, dass bei MR-
Untersuchungen innerhalb von
20 Tagen (Montag bis Freitag)
ein Termin angeboten werden
muss – in dringenden Fällen
sogar binnen fünf Tagen und
in Akutfällen umgehend.
Er führte dazu aus: Wenn eine
Person mit Überweisung zu
lange auf einen Termin bei
einem radiologischen Institut
mit Kassenvertrag warten

muss, kann sie sich an einen
Wahlarzt wenden und be-
kommt einen Teil der Kosten
ersetzt. Zu unterscheiden ist
dabei, ob es sich um einen
Notfall handelt oder nicht.
Liegt kein Notfall vor, werden
80 Prozent der Kosten, die bei
einem Kassenvertragspartner
aufgewendet worden wären,
erstattet. Bei Notfällen werden
unter Umständen höhere Be-
träge erstattet. Ein Beispiel:
Verlangt der Wahlarzt für eine

Untersuchung 250 Euro und
beträgt der Vertragstarif 100
Euro, werden 80 Prozent der
100 Euro (also 80 Euro) er-
stattet. Die vorliegende Ent-
scheidung befreit Patientinnen
und Patienten somit nicht zur
Gänze von entstehenden Mehr-
kosten, sie stellt aber klar, dass
man Wartezeiten nicht einfach
über sich ergehen lassen muss.
André Rohrleitner, Institut für

Zivilrecht, Ausländisches und

Internationales Privatrecht
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Wahlarzt statt langer Wartezeit?
Juristen der Universität Graz beantworten strittige Rechtsfragen.

Von André Rohrleitner 
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Nachhaltig ertragreich investieren.
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(etwa Einfamilienhäuser) ist sie

nicht anwendbar. Außerhalb des

Anwendungsbereiches des MRG

sind beliebig lange Befristungen

ohne Mindestdauer möglich.

Im Teil- und Vollanwendungs-

bereich des MRG sind Ketten-

mietverträge, also wiederholt be-

fristete Mietverträge mit ein und

demselben Mieter, zulässig, wie

Lallitsch betont. Es gilt dabei nur

die Mindestdauer von jeweils

drei Jahren. 

Was geschieht nun, wenn der Ab-

lauf eines befristeten Mietver-

trags von den Vertragsparteien

„übersehen“ wird? „Gemäß MRG

gelten Wohnungsmietverträge

in diesem Fall als für drei Jahre

erneuert“, lautet die Antwort. In

diesem Fall, wie grundsätzlich

bei befristeten Wohnungsmiet-

verträgen, hat der Mieter nach

Ablauf eines Jahres das gesetzli-

che Recht, das Mietverhältnis

unter Einhaltung einer dreimo-

natigen Kündigungsfrist zum

Monatsletzten aufzukündigen.

„Der Vermieter bleibt hingegen

an die vereinbarte Befristungs-

dauer gebunden“, erklärt Lal-

litsch und fügt hinzu: „Es han-

delt sich bei dieser gesetzlichen

Regelung um zwingendes Recht,

das man in Verträgen nicht zum

Nachteil des Mieters wirksam

ausschließen kann.“

In der Praxis besteht unter

Mietern häufig der Irrglaube,

dass sie nur 15 Monate im Miet-

objekt verbleiben müssen. Tat-

sächlich ist der Mieter jedoch 16

Monate an den befristeten ge-

schlossenen Mietvertrag gebun-

den. Lallitsch: „Die Kündigung

kann nach der unabdingbaren

gesetzlichen Regelung im MRG

erst nach Ablauf von 12 Monaten

ausgesprochen werden, sohin

erst im 13. Monat. Unter Berück-

sichtigung der gesetzlichen drei-

monatigen Kündigungsfrist

zum Monatsletzten endet das

Mietverhältnis sohin erst zum

Ende des 16 Monats.“

ANZEIGE
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